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Siel Wehrzollhaus (Stephansgraben) 
Entscheidung über die zukünftige Entwicklung des Bauwerks 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie zum Siel Wehrzollhaus werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

2. Die Stadt Lampertheim folgt der fachlichen Empfehlung des Regierungspräsidiums 
Darmstadt und spricht sich für die Umsetzung der Variante 2 „Teilrückbau und Verdäm-
mung“ aus. 
 

3. Der Fachdienst 60-4 Umwelt wird beauftragt, die weiteren Abstimmungen mit dem Re-
gierungspräsidium Darmstadt zur Umsetzung der Maßnahme vorzunehmen. 
 

 

 
Sachdarstellung: 
 
Das Siel Wehrzollhaus am Stephansgraben befindet sich im Stadtteil Rosengarten und gehört 
derzeit zum Verantwortungsbereich des Regierungspräsidiums Darmstadt (Dezernat IV/Da 41.6 
– Staatlicher Wasserbau). 
 
Da das Bauwerk seit längerer Zeit nicht mehr für die Binnenentwässerung genutzt wird, verfolgt 
das Regierungspräsidium das Ziel einer dauerhaften Stilllegung beziehungsweise eines Rück-
baus. Die Stadt Lampertheim hatte demgegenüber die Möglichkeit einer weiteren Nutzung bezie-
hungsweise einer Übernahme des Bauwerks geprüft. 
 
Zur Unterstützung der Entscheidungsfindung wurde durch das Regierungspräsidium Darmstadt 
die IQG GmbH mit einer Machbarkeitsstudie beauftragt. Die Ergebnisse wurden im Oktober 2025 
vorgelegt. Darin wurden drei Varianten untersucht und hinsichtlich ihrer technischen Umsetzbar-
keit sowie ihrer Kosten bewertet. 
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Bestandssituation 
 

 
Abbildung 1 - Luftbild Siel Wehrzollhaus 

Das Bauwerk besteht aus einem rund 24 m langen Betonrahmenkanal sowie einem etwa 9 m 
langen Sandsteinkanal. Der Betonkanal befindet sich nach Einschätzung des Gutachters in einem 
guten baulichen Zustand. Mängel bestehen insbesondere am Schieberbauwerk, an den Sand-
steinmauern sowie im Bereich der Arbeitssicherheit. 
 
Der vorhandene Schieber weist erhebliche Korrosionsschäden auf und konnte im Rahmen der 
Untersuchung nicht auf seine Funktionsfähigkeit überprüft werden. Zudem entsprechen die vor-
handenen Zugänge und Absturzsicherungen nicht den heutigen Anforderungen an die Arbeitssi-
cherheit. 
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Variante 1 – Vollständiger Rückbau 

 
Abbildung 2 - Variante 1 – Vollständiger Rückbau 

Vollständiger Rückbau des Bauwerks einschließlich umfangreicher Erd- und Straßenbauarbeiten. Hier­
für wäre eine Freilegung des Bauwerks sowie eine temporäre Sperrung der Hofheimer Straße erfor­
derlich. 
 
Kosten: 

• ca. 243.000 € netto 
• ca. 289.000 € brutto. 

 
Bewertung 
Technisch vollständige Lösung mit dauerhaftem Wegfall des Bauwerks und sämtlicher Unterhal-
tungsverpflichtungen. Gleichzeitig höchste Eingriffstiefe in Bestand und Verkehrsinfrastruktur so-
wie höchste Investitionskosten. 
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Variante 2 – Teilrückbau und Verdämmung 

 
Abbildung 3 - Variante 2 – Teilrückbau und Verdämmung 

Verdämmung der vorhandenen Hohlräume bei gleichzeitigem Teilrückbau einzelner Bauwerks-
teile. Nach Abschluss der Maßnahme wird das Bauwerk dauerhaft außer Betrieb genommen. 
 
Kosten: 

• ca. 95.000 € netto 
• ca. 113.000 € brutto. 

 
Bewertung 
Wirtschaftlich günstigste Variante bei gleichzeitig dauerhaftem Wegfall zukünftiger Unterhaltungs- 
und Verkehrssicherungspflichten. 
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Variante 3 – Instandsetzung und Reaktivierung 

 
Abbildung 4 – Variante 3 – Instandsetzung und Reaktivierung 

Erhalt des Bauwerks mit Erneuerung des Schiebers und Herstellung der erforderlichen Betriebs- 
und Arbeitssicherheit. Hierzu zählen insbesondere ein neues Bedienpodest, Geländeranlagen 
und die Erneuerung der Zugänge. 
 
Kosten: 

• ca. 164.000 € netto 
• ca. 195.000 € brutto. 

 
Bewertung 
Erhalt des Bauwerks und Wiederherstellung der Betriebsfähigkeit. Gleichzeitig dauerhafte Ver-
pflichtung zur Unterhaltung, Wartung und Verkehrssicherung. 
 

 
 
Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt 
 
Mit Schreiben vom 02.03.2026 hat das Regierungspräsidium Darmstadt mitgeteilt, dass aus fach-
licher Sicht die Variante 2 „Teilrückbau und Verdämmung“ bevorzugt wird. Als Begründung wird 
angeführt, dass Sielbauwerke Sonderbauwerke innerhalb des Deichsystems darstellen und po-
tenzielle Schwachstellen im Hochwasserschutz bilden. Ein Versagen des Bauwerks könnte zu 
einem ungehinderten Wassereintritt in das Hinterland führen.  
 

 
 
Kosten- und Zuständigkeitsfragen 
 
Von besonderer Bedeutung für die Entscheidungsfindung sind die Aussagen des Regierungsprä-
sidiums zur Finanzierung der jeweiligen Varianten. 
 
Für die Umsetzung der Variante 2 sieht das Regierungspräsidium die Zuständigkeit beim Land 
Hessen. Planung und Durchführung der Maßnahme würden durch das Regierungspräsidium er-
folgen. 
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Sollte sich die Stadt Lampertheim hingegen für die Variante 3 entscheiden, wären Planung, Aus-
schreibung, Bauausführung sowie die spätere Unterhaltung des Bauwerks durch die Stadt zu 
übernehmen. Voraussetzung hierfür wäre der Abschluss einer Vereinbarung zwischen dem Land 
Hessen und der Stadt Lampertheim. Gleichzeitig würde die Unterhaltungslast auf die Stadt über-
tragen. 
 
Das Regierungspräsidium hat hierzu ausdrücklich erklärt, dass sich eine Kostenbeteiligung des 
Landes auf maximal die Kosten der Variante 2 beschränken würde. Die darüber hinausgehenden 
Investitionskosten wären durch die Stadt Lampertheim zu tragen. 
 
Auf Grundlage der vorliegenden Kostenschätzungen ergibt sich folgende Situation: 
 

Variante  Kosten brutto 
Variante 2 – Verdämmung ca. 113.000 € 
Variante 3 – Instandsetzung ca. 195.000 € 
Differenz  ca. 82.000 € 

 
Die dargestellte Kostendifferenz berücksichtigt ausschließlich die eigentlichen Baukosten. 
 

 
 
Bewertung der Verwaltung 
 
Die Stadt Lampertheim hat in der Vergangenheit grundsätzlich den Erhalt und die Reaktivierung 
des Sielbauwerks befürwortet. Hintergrund war die Annahme, dass die Deichschließe als zusätz-
liches und energieunabhängiges Entwässerungssystem einen wichtigen Beitrag zur Sicherstel-
lung der Binnenentwässerung des Stadtteils Rosengarten leisten kann. 
 
Insbesondere wurde die Schließe als redundantes Sicherungssystem betrachtet, das im Falle 
technischer Störungen, längerer Stromausfälle oder eines Ausfalls der Pumpstation grundsätzlich 
eine alternative Entwässerungsmöglichkeit bieten könnte. Darüber hinaus stellt eine Schließe ein 
technisch vergleichsweises einfaches und robustes Bauwerk dar, das unabhängig von Energie-
versorgung und maschineller Technik betrieben werden kann. 
 
Ferner wurden die möglichen Auswirkungen des Klimawandels frühzeitig in die Überlegungen ein-
bezogen. Nach den derzeitigen Erkenntnissen ist künftig mit einer Zunahme von Starkregenereig-
nissen, langanhaltenden Niederschlagsperioden sowie allgemein häufigeren Wetterextremen zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund wurde eine funktionsfähige Schließe zunächst als zusätzlicher 
Baustein eines mehrstufigen und resilienten Entwässerungssystems bewertet. 
 
Aus Sicht der Verwaltung erschien es grundsätzlich sinnvoll, bestehende wasserwirtschaftliche 
Infrastruktur nicht vorschnell aufzugeben, sondern deren möglichen Beitrag zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels zu prüfen. Eine betriebsbereite Schließe hätte die bestehende techni-
sche Infrastruktur ergänzen und im Bedarfsfall eine zusätzliche Entwässerungsmöglichkeit bereit-
stellen können. 
 
Die im Rahmen der Machbarkeitsstudie gewonnenen Erkenntnisse sowie die ergänzenden Stel-
lungnahmen des Regierungspräsidiums Darmstadt haben jedoch zu einer Neubewertung geführt. 
So weist das Regierungspräsidium ausdrücklich darauf hin, dass Sielbauwerke grundsätzlich Son-
derbauwerke und potenzielle Schwachstellen innerhalb eines Deichsystems darstellen. Aus was-
serbaulicher Sicht wird deshalb die dauerhafte Stilllegung durch Teilrückbau und Verdämmung 
bevorzugt. 
 
Ausschlaggebend für die geänderte Haltung der Verwaltung sind darüber hinaus die nun vorlie-
genden Erkenntnisse zu den tatsächlichen Investitions- und Folgekosten. Im Vorfeld der Untersu-
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chung wurde davon ausgegangen, dass die zur Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit erfor-
derlichen Maßnahmen deutlich kostengünstiger ausfallen würden. 
 
Die vorgelegte Machbarkeitsstudie kommt jedoch zu dem Ergebnis, dass für die Reaktivierung 
des Bauwerks Investitionskosten in Höhe von rund 195.000 € brutto zu erwarten sind. Bereits 
dieser Betrag liegt deutlich über den ursprünglichen Erwartungen der Verwaltung. Zudem sind 
hierin verschiedene Kostenrisiken, etwa für Schadstoffuntersuchungen, mögliche weitergehende 
Sanierungsmaßnahmen oder künftig erforderliche Unterhaltungskosten, noch nicht enthalten. 
 
Hinzu kommt, dass das Regierungspräsidium eine Kostenbeteiligung lediglich bis zur Höhe der 
Kosten der Verdämmungsvariante in Aussicht stellt. Die darüber hinausgehenden Investitionen 
wären durch die Stadt Lampertheim zu finanzieren. Gleichzeitig würden die Unterhaltungs-, War-
tungs- und Verkehrssicherungspflichten dauerhaft auf die Stadt übergehen. 
Neben den eigentlichen Baukosten wäre zudem die vollständige Projektabwicklung durch die 
Stadt sicherzustellen.  
 
Hierzu zählen insbesondere: 

• Vergabe und Steuerung von Ingenieurleistungen, 
• Erstellung von Ausschreibungsunterlagen, 
• Durchführung der Vergabeverfahren, 
• Bauüberwachung, 
• Projektsteuerung, 
• technische Abnahme der Maßnahme. 

 
Diese Leistungen stellen einen erheblichen personellen und organisatorischen Aufwand dar. Die 
hierfür erforderliche Fachkompetenz steht innerhalb der Verwaltung nicht zur Verfügung, sodass 
externe Ingenieur- und Planungsbüros eingebunden werden müssten. Die dadurch entstehenden 
Kosten sind in den vorliegenden Kostenschätzungen nicht berücksichtigt. 
 
Darüber hinaus basiert die Machbarkeitsstudie auf einer Kostenschätzung aus dem Jahr 2025. 
Angesichts der weiterhin hohen Baupreis-, Material- und Planungskostensteigerungen kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass die tatsächlichen Projektkosten bei einer Umsetzung in den kom-
menden Jahren deutlich höher ausfallen als derzeit prognostiziert. Die vorliegenden Werte sind 
daher als Orientierungsgrößen und nicht als verbindliche Obergrenze zu verstehen. 
 
Die Verwaltung hat weiterhin berücksichtigt, dass die Entwässerungssicherheit des Stadtteils Ro-
sengarten heute maßgeblich durch die vorhandenen Pumpwerke gewährleistet wird. Ergänzend 
bestehen im Rahmen des kommunalen Katastrophenschutzes sowie durch die in Lampertheim 
vorhandenen Einsatzkräfte zusätzliche Unterstützungsstrukturen für außergewöhnliche Hochwas-
ser- und Entwässerungslagen. Hierdurch steht auch künftig ein wirksames Instrumentarium zur 
Bewältigung außergewöhnlicher Ereignisse zur Verfügung. 
 
Zwar können diese Strukturen eine dauerhafte wasserwirtschaftliche Infrastruktur nicht vollständig 
ersetzen, sie stellen jedoch zusätzliche Sicherheitsbausteine innerhalb der kommunalen Gefah-
renabwehr dar. Aus Sicht der Verwaltung kann daher weiterhin von einer ausreichenden Entwäs-
serungs- und Krisenvorsorge für den Stadtteil Rosengarten ausgegangen werden. 
 
Die Verwaltung hält die grundsätzlichen fachlichen Argumente für den Erhalt einer funktionstüch-
tigen Schließe weiterhin für nachvollziehbar. Die nun vorliegenden Untersuchungsergebnisse zei-
gen jedoch, dass die hierfür erforderlichen Investitionen erheblich höher ausfallen als ursprünglich 
angenommen. In Verbindung mit den auf die Stadt übergehenden Planungs-, Unterhaltungs- und 
Verkehrssicherungspflichten sowie den bestehenden Kostenrisiken bei einer Umsetzung wird die 
Reaktivierung des Bauwerks nicht mehr als wirtschaftlich vertretbar angesehen. 
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Fazit 
 
Nach Abwägung aller fachlichen, organisatorischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte kommt 
die Verwaltung daher zu dem Ergebnis, dass die grundsätzlich vorhandenen Vorteile einer funk-
tionsfähigen Schließe nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zu den mittlerweile bekann-
ten Investitionskosten, den langfristigen Folgekosten sowie den auf die Stadt übergehenden Ver-
pflichtungen stehen. 
 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, der fachlichen Empfehlung des Regierungspräsidiums 
Darmstadt zu folgen und die Variante 2 „Teilrückbau und Verdämmung“ als wirtschaft-
lichste und nachhaltigste Lösung zu beschließen. 
 
 

 
 
1. Ergänzung zur Beschlussvorlage 
 
Zu den im Rahmen der Magistratssitzung am 27.07.2026 aufgeworfenen Fragen werden folgende 
ergänzende Informationen gegeben: 
 
 
Hydraulische Betrachtung des Stephansgrabens 
 
Im Zuge der Bauleitplanung für das Industriegebiet „Wormser Landstraße“ (B-Plan 071B-00) 
wurde eine hydraulische Überprüfung der Einleitungen sowie des Kanal- und Grabennetzes 
durchgeführt. Die maßgebende Berechnungsgröße lag dabei bei einer Einleitmenge von 
ca. 28,06 l/s. Die Untersuchung ergab, dass zusätzliche Einleitungen aus hydraulischer Sicht un-
bedenklich sind und keine baulichen Anpassungen an der bestehenden Infrastruktur erforderlich 
machen. [3] 
 
Weitergehende hydraulische Berechnungen zum Stephansgraben liegen der Verwaltung derzeit 
nicht vor. Der an das Grabensystem angeschlossene Leislachgraben wurde im Frühjahr 2025 bis 
zur Alten Wormser Landstraße geräumt und das Grabenprofil erweitert, um im Zuge der Erweite-
rung des Baugebietes zusätzliche Retentionsflächen zu schaffen. 
 
 
Vorhaben landwirtschaftliche Halle und Hochwasserschutz 
 
Die Flächen im Bereich der geplanten landwirtschaftlichen Zwiebelhalle liegen, wie zahlreiche 
rheinnahe Bereiche im Lampertheimer Ried, grundsätzlich innerhalb eines hochwassersensiblen 
bzw. überschwemmungsgefährdeten Raumes. Diese Lage ist insbesondere auf die naturräumli-
che Nähe zum Rhein und die historische Hochwasserdynamik der Rheinniederung zurückzufüh-
ren. Die Hochwassergefährdung besteht damit unabhängig von einzelnen örtlichen Hochwasser-
schutzeinrichtungen und ist kein spezifisches Merkmal des Vorhabenstandortes. 
 
Das zunächst versagte Einvernehmen zur Bauvoranfrage vom 18.03.2022 beruhte nicht auf einer 
grundsätzlichen Unzulässigkeit des Vorhabens aufgrund dieser Hochwassergefährdung. Anlass 
waren vielmehr die in der ursprünglichen Planung vorgesehenen Geländeaufschüttungen inner-
halb des betroffenen Bereichs, die wasserrechtliche Belange, insbesondere hinsichtlich der Hoch-
wasserrückhaltung und des Retentionsraums, berührten. Nach Überarbeitung der Planung und 
Berücksichtigung der entsprechenden Anforderungen konnten diese Bedenken ausgeräumt wer-
den; die Baugenehmigung wurde anschließend am 05.02.2026 erteilt. 
 
Ein unmittelbarer oder ursächlicher Zusammenhang zwischen der damaligen Bewertung des Vor-
habens und der Deichschließe am Wehrzollhaus beziehungsweise den Fragestellungen zum Ste-
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phansgraben ist daher nicht erkennbar. Die grundsätzliche Hochwassergefährdung rheinnaher 
Flächen stellt eine allgemeine Gebietscharakteristik der Rheinniederung dar und ist von der Wirk-
samkeit oder dem Betrieb einzelner Hochwasserschutzeinrichtungen zu unterscheiden. Die vor-
liegenden Hochwasserrisikokarten lassen keine Hinweise auf ein unzureichendes Schutzniveau 
der bestehenden Dammanlagen erkennen. Gleichwohl kann ein Restrisiko durch außergewöhnli-
che Hochwasser- oder Starkregenereignisse auch bei bestehenden Hochwasserschutzanlagen 
nicht vollständig ausgeschlossen werden. [4] & [5] 
 
 
Leistungsfähigkeit des Graben- und Pumpensystems 
 
Zu der Befürchtung, dass Verrohrungen im Graben zu einem Rückstau führen könnten, ist fest-
zustellen, dass sich im betreffenden Abschnitt des Stephansgrabens keine verrohrten Engstellen 
befinden, die einen solchen Effekt verursachen könnten. 
 
Die vorliegenden Starkregengefahrenkarten [6] zeigen, dass bei außergewöhnlichen Starkrege-
nereignissen insbesondere in Geländemulden und Tiefpunkten zeitweise Wasseransammlungen 
auftreten können. Diese Darstellungen bilden die oberflächlichen Abflusswege von Nieder-
schlagswasser bei Extremereignissen ab und lassen keinen unmittelbaren Rückschluss auf eine 
unzureichende Leistungsfähigkeit des Stephansgrabens oder der zugehörigen Pumpanlagen zu. 
 

 
Abbildung 5: Regenereignis T30 - Überflutungen bei einem statistisch 30-jährlichen Starkregenereignis 
 
Ein vollständiger Schutz vor Überflutungen durch außergewöhnliche Starkregenereignisse kann 
grundsätzlich nicht gewährleistet werden. Dies gilt unabhängig von vorhandenen Gräben, Pump-
werken oder sonstigen Hochwasserschutzeinrichtungen. Nach den vorliegenden Erkenntnissen 
bestehen jedoch keine Hinweise darauf, dass der Stephansgraben oder die vorhandenen Pum-
panlagen eine besondere Gefährdung für den Ortsteil Rosengarten verursachen oder die Leis-
tungsfähigkeit des Systems für die derzeitigen Anforderungen nicht ausreichend ist. 
 
Gemäß der Bestandsbewertung der wasserwirtschaftlichen Anlagen des Wasserverbands 
Bürstadt durch Weber Ingenieure (2023) befindet sich das Pumpwerk in einem guten baulichen 
und technischen Zustand. Die bisherigen Betriebserfahrungen zeigen zudem, dass die vorhan-
denen Pumpenkapazitäten den derzeitigen Anforderungen entsprechen. [7] 
 
Einordnung der Fragestellung: Die Frage, ob „der Graben und die Pumpen es packen“, lässt 
sich für theoretisch unbegrenzte Starkregenereignisse nicht pauschal mit Ja beantworten. Die 
vorhandenen Untersuchungen und Betriebserfahrungen liefern jedoch keine Anhaltspunkte da-
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für, dass im Bereich Rosengarten aktuell ein Defizit des bestehenden Graben- und Pumpensys-
tems vorliegt. 
 
 
Einfluss von Bodenverdichtungen und Trockenperioden 
 
Bodenverdichtungen können grundsätzlich die Versickerungsfähigkeit von Niederschlagswasser 
auf landwirtschaftlichen oder anderweitig genutzten Flächen beeinträchtigen und dadurch bei 
Starkregenereignissen zu einem erhöhten Oberflächenabfluss führen. Darüber hinaus können 
längere Trockenperioden dazu beitragen, dass ausgetrocknete Böden Niederschlagswasser zeit-
weise schlechter aufnehmen. 
 
Eine Übertragung dieser Effekte auf den Stephansgraben selbst ist jedoch nur eingeschränkt 
möglich. Der Stephansgraben stellt als offenes Gewässer bzw. Entwässerungssystem bereits ei-
nen Abfluss- und Rückhalteraum dar. Aufgrund der teilweisen Wasserführung, insbesondere im 
Frühjahr, sowie des vorhandenen Bewuchses mit Gräsern, Röhricht- und Schilfbeständen ist nicht 
davon auszugehen, dass die Grabensohle in einem Umfang austrocknet oder verdichtet, der ihre 
grundsätzliche Wasseraufnahme-, Speicher- und Ableitungsfunktion wesentlich beeinträchtigt. 
 
Unabhängig hiervon können sich die Folgen extremer Niederschlagsereignisse durch eine verrin-
gerte Versickerungsfähigkeit der umliegenden Flächen verstärken. Dies stellt jedoch eine allge-
meine Auswirkung veränderter Witterungsbedingungen dar und ist kein spezifisches Problem des 
Stephansgrabens. Hinweise auf eine Einschränkung der Funktionsfähigkeit des Grabens oder der 
zugehörigen Pumpanlagen aufgrund von Bodenverdichtungen liegen der Verwaltung derzeit nicht 
vor. 
 
 

 
 
Einordnung der geplanten Verdämmung der Rohrleitung 
 
Die vom Regierungspräsidium favorisierte Variante sieht eine Verdämmung der bestehenden 
Rohrleitung innerhalb des Deichkörpers vor. Ziel der Maßnahme ist die dauerhafte Beseitigung 
einer potenziellen Schwachstelle innerhalb der Hochwasserschutzanlage und damit die weitere 
Erhöhung der Sicherheit des Deichbauwerks. 
 
Nach derzeitigem Planungsstand sind hierfür keine Eingriffe in die Fahrbahn erforderlich. Die bau-
lichen Maßnahmen beschränken sich voraussichtlich auf den Bereich des Geh- und Radwegs 
sowie der bestehenden Schieberanlage. In diesem Zusammenhang können Anpassungen an den 
Nebenanlagen und der Deichgeometrie erforderlich werden. 
 
Die Umsetzung und Finanzierung der Variante 2 „Teilrückbau und Verdämmung“ erfolgen voll-
ständig durch das Regierungspräsidium Darmstadt. Bei den Varianten 1 und 3 würde das Regie-
rungspräsidium die Kosten in Höhe der für Variante 2 anfallenden Aufwendungen übernehmen; 
darüber hinausgehende Kosten wären jeweils gesondert zu tragen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung stellt die vom Regierungspräsidium favorisierte Variante eine 
technisch nachvollziehbare Lösung dar, da sie die identifizierte Schwachstelle innerhalb 
des Deichkörpers beseitigt, ohne dabei wesentliche Eingriffe in die bestehende Verkehrs-
infrastruktur erforderlich zu machen. Gleichzeitig ergeben sich nach derzeitigem Kennt-
nisstand keine erkennbaren Nachteile für die Leistungsfähigkeit des Stephansgrabens 
oder des bestehenden Entwässerungssystems. 
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Besondere Auswirkungen auf das Klima:  
 
- keine - 
 
 
Besondere Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche (§ 3 Kinderrechtesatzung):  
 
- nein - 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen zu Lasten des städtischen Haushalts: 
 
 
 

 
1.  Buchungsstelle   
  bereitgestellte Mittel  EUR 
  noch verfügbare Mittel  EUR 
2.  Nicht ausreichende verfügbare Mittel   

  
( ) 

Bei nicht ausreichenden verfügbaren Mitteln kann die Mittelde-
ckung durch Mehrerträge / Wenigeraufwendungen in Höhe von  
bei der Buchungsstelle                                                               er-
folgen. 

  
EUR 

 ( ) Die Mitteldeckung muss in Höhe von  
durch über- / außerplanmäßige Bewilligung gemäß Beschlussvor- 
schlag erfolgen 

 EUR 

3.  Investitionsmaßnahmen   
 ( ) Die bisherigen Auftragsvergaben bewegen sich im Rahmen des 

Kostenvoranschlages und es ist derzeit keine Überschreitung der 
Gesamtkosten erkennbar. 

  

 ( ) Die bisherigen Auftragsvergaben lassen erkennen, dass die ur-
sprünglich projektierten Mittel nicht ausreichend sein werden.  
Nach dem derzeitigen Stand werden sich die Gesamtkosten um 
erhöhen. 

  
 
EUR 

4.  Folgekosten   
 ( ) Die Maßnahme verursacht keine Folgekosten in kommenden 

Haushaltsjahren 
  

 ( ) Die Maßnahme verursacht Folgekosten in kommenden Haushalts-
jahren, bestehend aus 

  

  Personalaufwendungen   EUR 
  Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen   EUR 
  Finanzierungsaufwendungen   EUR 
  Sonstige Aufwendungen  EUR 
5. ( ) Keine finanziellen Auswirkungen    
 
Die Begründung für die Entstehung der Folgekosten ist aus dem Vorlagentext zu entnehmen. 

 
 




